
BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 21. Februar 2011 

über die Nichtaufnahme von Methylbromid in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 950) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/120/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 ( 2 ) und (EG) 
Nr. 1490/2002 ( 3 ) der Kommission mit Durchführungs­
bestimmungen für die zweite und dritte Stufe des Ar­
beitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, 
die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I 
der Richtlinie 91/414/EWG bewertet werden sollen. In 
dieser Liste war auch Methylbromid aufgeführt. 

(2) Gemäß Artikel 11f der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 
sowie Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe b der genannten Verordnung wurde 
die Entscheidung 2008/753/EG der Kommission vom 
18. September 2008 über die Nichtaufnahme von Me­
thylbromid in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates und den Widerruf der Zulassungen für Pflanzen­
schutzmittel mit diesem Stoff ( 4 ) erlassen. 

(3) Mit Zustimmung des ursprünglichen Antragstellers hat 
eine andere Person (im Folgenden „der Antragsteller“) 
einen neuen Antrag gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG gestellt, in dem sie die Anwendung 
des beschleunigten Verfahrens gemäß den Artikeln 14 
bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 der Kommis­
sion vom 17. Januar 2008 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Richtlinie 91/414/EWG des Rates in Bezug 
auf ein reguläres und ein beschleunigtes Verfahren für die 
Bewertung von Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 

Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, 
die nicht in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen 
wurden ( 5 ), beantragt. 

(4) Der Antrag wurde dem Vereinigten Königreich vorgelegt, 
das mit der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 als bericht­
erstattender Mitgliedstaat benannt worden war. Die Frist 
für das beschleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die 
Spezifikation des Wirkstoffs und die vorgesehenen Ver­
wendungen sind identisch mit denjenigen, die Gegen­
stand der Entscheidung 2008/753/EG waren. Der Antrag 
genügt ferner den übrigen inhaltlichen und verfahrens­
technischen Anforderungen gemäß Artikel 15 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 33/2008. 

(5) Das Vereinigte Königreich bewertete die vom Antragstel­
ler vorgelegten zusätzlichen Daten und verfasste einen 
Zusatzbericht. Diesen Bericht übermittelte es am 
26. November 2009 der Europäischen Behörde für Le­
bensmittelsicherheit (im Folgenden „die Behörde“) und 
der Kommission. Die Behörde leitete den Zusatzbericht 
zur Stellungnahme an die übrigen Mitgliedstaaten und 
den Antragsteller weiter und übermittelte der Kommis­
sion die bei ihr eingegangenen Stellungnahmen. Nach 
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 
und auf Ersuchen der Kommission legte die Behörde der 
Kommission am 3. November 2010 ihre Schlussfolge­
rung zu Methylbromid vor ( 6 ). Der Entwurf des Bewer­
tungsberichts, der Zusatzbericht und die Schlussfolgerung 
der Behörde wurden von den Mitgliedstaaten und der 
Kommission im Ständigen Ausschuss für die Lebensmit­
telkette und Tiergesundheit geprüft und am 28. Januar 
2011 in Form des Beurteilungsberichts der Kommission 
für Methylbromid abgeschlossen. 

(6) Der Zusatzbericht des berichterstattenden Mitgliedstaats 
und die Schlussfolgerung der Behörde konzentrieren 
sich auf die Bedenken, die zur Nichtaufnahme geführt 
hatten. Diese Bedenken bezogen sich auf die schädlichen 
Auswirkungen für die menschliche Gesundheit, insbeson­
dere die umstehender Personen, da die Exposition über 
dem AOEL („acceptable operator exposure level“/an­
nehmbare Anwenderexposition) lag, sowie die Gesund­
heit der Verbraucher, da die Exposition über der ADI 
(„acceptable daily intake“/annehmbare Tagesdosis) und 
der ARfD („acute reference dose“/akute Referenzdosis) 
lag. Im Beurteilungsbericht für Methylbromid waren wei­
tere Bedenken dargelegt.
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(7) Der Antragsteller übermittelte zusätzliche Informationen, 
insbesondere in Bezug auf eine Senkung der Exposition 
mit Hilfe von Rückgewinnungs-Technologie. Um das Ri­
siko für die Verbraucher und die nicht zu den Zielgrup­
pen gehörenden Arten zu reduzieren, hat der Antragstel­
ler seinen Antrag auf Anwendungen in Bezug auf Ver­
packungsmaterial aus Holz in Containern beschränkt. 

(8) Die besonderen Bedenken im Hinblick auf Methylbromid 
konnten ausgehend von den vom Antragsteller zusätzlich 
vorgelegten Informationen jedoch nicht zur Gänze aus­
geräumt werden. 

(9) Die vorliegenden Informationen reichten insbesondere 
nicht aus, um die quantitative Exposition umstehender 
Personen bewerten zu können. Sie reichten ferner nicht 
aus, um die möglichen Methylbromidkonzentrationen in 
der Umgebungsluft der Container mit dem mit Methyl­
bromid behandelten Verpackungsmaterial aus Holz abzu­
schätzen und die Risikobewertung für die nicht zur Ziel­
gruppe gehörenden Organismen abzuschließen. Auch la­
gen keine Daten vor, auf deren Grundlage das Risiko der 
indirekten Exposition des Bodens, des Oberflächen- und 
des Grundwassers hätte bewertet werden können. 

(10) Die Kommission forderte den Antragsteller auf, zu der 
Schlussfolgerung der Behörde Stellung zu nehmen. Ge­
mäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
33/2008 forderte die Kommission den Antragsteller fer­
ner auf, zum Entwurf des Beurteilungsberichts Stellung 
zu nehmen. Die daraufhin vom Antragsteller vorgelegte 
Stellungnahme wurde eingehend geprüft. 

(11) Die genannten Bedenken konnten jedoch trotz der vom 
Antragsteller vorgebrachten Argumente nicht ausgeräumt 
werden, und die Bewertungen, die auf der Grundlage der 
eingereichten und auf den Expertensitzungen der Behörde 
evaluierten Informationen vorgenommen wurden, konn­
ten nicht aufzeigen, dass davon auszugehen ist, dass Me­
thylbromid enthaltende Pflanzenschutzmittel unter den 
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen die Anforde­
rungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b 
der Richtlinie 91/414/EWG generell erfüllen. 

(12) Methylbromid sollte daher nicht in Anhang I der Richt­
linie 91/414/EWG aufgenommen werden. 

(13) Die Entscheidung 2008/753/EG sollte aufgehoben wer­
den. 

(14) Der vorliegende Beschluss steht der Einreichung eines 
weiteren Antrags für Methylbromid gemäß Artikel 6 Ab­
satz 2 der Richtlinie 91/414/EWG und Kapitel II der 
Verordnung (EG) Nr. 33/2008 nicht entgegen. 

(15) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Methylbromid wird nicht als Wirkstoff in Anhang I der Richt­
linie 91/414/EWG aufgenommen. 

Artikel 2 

Die Entscheidung 2008/753/EG wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. Februar 2011 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission

DE L 47/20 Amtsblatt der Europäischen Union 22.2.2011


